
- S tadClVlepps r.  
Ein gan g  

Bündnis 90/Die Grünen ..  
1 5. 02. 20 19 0 8 :2 4 BUNDNIS9D 

-Stadtratsfraktion-

DIE GRÜNE 
49716 Meppen 

,AmL_..._._.... /1,1/ n' 

......;..;...;.;=. == :.:..:...:.:~ ·· :::.·· ·· :.:; · f www.d;e-gwenen-meppen _· ~ ··= -

A· ß(.~, ~ l~ i4k 
~.~ 

Antrag an den Rat der Stadt Meppen ,("y- ? /

? .)P ~ . ~ k,1ACt.t.c..... C( . (JJ, 

Der Rat Meppen unterstützt die Initiative "Seebrücke - schafft sichere Häfen" und deklariert 

die Stadt Meppen als sicheren Hafen für schutzsuchende Menschen. Der Rat fordert den 

Bürgermeister auf, der Bundesregierung anzubieten , dass die Stadt Meppen zusätzlich Ge­

flüchtete, die im Mittelmeer in Seenot geraten sind, aufnehmen kann und will . Der Rat appel­

liert ferner an die Bundesregierung , sich weiterhin und verstärkt für die Bekämpfung der 

Fluchtursachen einzusetzen, insbesondere für eine gerechtere und effektivere Außen- und ­

Entwicklungshilfepolitik und dafür, dass die Menschen auf dem Mittelmeer gerettet werden . 

Menschen aus Seenot zu retten ist eine Selbstverständlichkeit. Und gerettete Menschen 

brauchen einen Zufluchtsort. Es ist ein wichtiges Zeichen und bedeutet zugleich konkrete 

Hilfe für Schutzsuchende, wenn Kommunen direkt die Aufnahme von Geflüchteten anbieten 

und so für Humanität und Menschenrechte eintreten. Wir dürfen nicht länger zulassen , dass 

Menschen im Mittelmeer ertrinken und zivile Seenotrettungsschiffe tagelang im Mittelmeer 

auf die Einfahrt in einen Hafen warten. Seenotretter dürften nicht kriminalisiert werden und 

es braucht mehr legale Fluchtwege. Deshalb ist es entscheidend, dass Landes- und Bundes­

regierung die Bereitschaft der Kommunen, zusätzliche Schutzsuchende aufzunehmen, auch 

annehmen. Darüber hinaus ist es höchste Zeit, dass Niedersachsen mit einem neuen Lan­

desaufnahmeprogramm wieder legale Zufluchtswege für Schutzsuchende ermöglicht. 

Bislang haben sich deutschlandweit rund 40 Städte zum sicheren Hafen im Rahmen der Ini­

tiative Seebrücke erklärt - in Niedersachsen gehören bislang Osnabrück , Oldenburg , Hildes­

heim, BraLinschweig, Cloppenburg und die Region Hannover dazu. Auch die Samtgemeinde 

Thedinghausen im Landkreis Verden hat eine entsprechende Erklärung verabschiedet. 

Allein im Januar 2019 sind bereits rund 200 Flüchtlinge im Mittelmeer ertrunken, 2018 waren 

es rund 2300 Menschen (Quelle : www.statista.com). Die Anrainerstaaten verweigern zu­

nehmend Seenotrettungsschiffen das Einlaufen in den Hafen. Zuletzt harrten 47 Geflüchtete 

auf der "Sea-Watch 3" zwölf Tage vor der italienischen Küste aus , bis sie schließlich in Sizili­

en an Land gehen durften, 

In einem offenen Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel hatten zunächst die drei rheinlän­

dischen Oberbürgermeister*innen der Städte Düsseldorf, Köln und Bonn der Bundesregie­

rung im Jul i 2017 angeboten , in Not geratene Geflüchtete aufzunehmen: "Wir wollen uns 

gegen die vermeintlich herrschende Stimmung stellen , dass Zäune und Mauern statt eines 

gerechten europäischen Verteil systems die Not der Geflüchteten lösen können. Wir wollen 

ein Signal für Humanität, für das Recht auf Asyl und für die Integration Geflüchteter setzen", 

nieß es damals. 

Diese Initiative reiht sich mittlerweile ein in ein Netzwerk europäischer Städte , die die Ab­

schottungspolitik ihrer nationalen Regierungen nicht teilen und sich zu "Städten der Zuflucht" 



erklären . Nach Osnabrück freuen wir uns, dass mit Hildesheim und Oldenburg weitere nie­

dersächsische Städte dem Beispiel gefolgt sind . Die zivilgesellschaftliche Initiative "Seebrü­

cke - schafft sichere Häfen" protestiert seit geraumer Zeit gegen das Sterben im Mittelmeer 

und gegen die Kriminalisierung von Seenotretter*innen. Auch im Emsland haben sich schon 

Bürger*innen an Aktionen der Seebrücke beteiligt und die Bewegung wächst. Viele unter­

schiedliche Städte in Europa haben sich bereits solidarisiert und angeboten; in Seenot gera­

tene Menschen aufzunehmen . Die Stadt Meppen muss hier ebenfalls ein Zeichnen für 

Menschlichkeit und Frieden setzen. In den letzten Jahren haben die Bürger*innen dieser 

Stadt , die Verwaltung und die Politik gezeigt, dass sie bereit und fähig sind geflüchtete Men­

schen aufzunehmen und zu integrieren. Diesen Weg muss Meppen jetzt weitergehen . 

Mit freundlichen Grüßen 

Herbert Lügering Carsten Keetz Martin Tecklenburg 
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Öffentlicher Teil 
 

5. Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90 / Die Grünen an den Rat der 
Stadt Meppen 
auf Unterstützung der Initiative "Seebrücke - schafft sichere Häfen" 

2019/0108 

 

Herr Keetz trägt den Antrag seiner Fraktion vor und erläutert die Hintergründe der Antragstellung. 

 

Herr Wahmes trägt dazu vor: 

 

Die Aktion Seebrücke ist eine dezentral organisierte, internationale, zivilgesellschaftliche Bewe-

gung, die sich gegen die europäische Abschottungspolitik sowie insbesondere gegen die Kriminali-

sierung von Seenotrettung im Mittelmeer richtet. Die Akteure solidarisieren sich mit allen Flüch-

tenden und fordern die Politik auf, sichere Fluchtwege zu schaffen und eine menschenwürdige Auf-

nahme der Hilfesuchenden zu gewährleisten. Die Aktion entstand im Sommer 2018, nachdem das 

Rettungsschiff Lifeline mit 234 geretteten Menschen an Bord tagelang am Einlaufen in einen euro-

päischen Hafen gehindert wurde. Mittlerweile sind deutschlandweit 86 überwiegend größere selb-

ständige Städte u. Landkreise diesem Bündnis beigetreten und haben sich zum sicheren Hafen für 

Flüchtlinge erklärt. Weitere Informationen können dem beiliegenden Antrag der Stadtratsfraktion 

„Bündnis 90 / Die Grünen“ entnommen werden. Welche Forderungen und Verpflichtungen mit 
einer Erklärung zum „Sicheren Hafen“ verbunden sind, ist dem beiliegenden Forderungskatalog der 
Seebrücke zu entnehmen. Die meisten der 86 Städte/Landkreise, deren Verwaltungen aufgrund der 

Größe überwiegend selbst für die Verteilung der Flüchtlinge zuständig sind, haben nur die Punkte 1 

und 3 des Forderungskatalogs (Solidaritätserklärung und Aufnahme zusätzlich zur Quote) beschlos-

sen. 

 

Die Initiative hat eher symbolischen Charakter. Grundsätzlich ist die Bundesregierung bzw. das 

europäische Parlament für die Regelungen zur Flüchtlingsaufnahme und die Grenzsicherungsmaß-

nahmen zuständig. Die Thematik ist somit von überregionaler Bedeutung und fällt nicht in den 

Aufgabenkreis der Kommune. Die in Deutschland ankommenden Flüchtlinge werden nach einem 

vom Bund vorgegebenen festen Verteilungsschlüssel (Königsteiner Schlüssel) auf die Länder ver-

teilt. Die Länder weisen die Flüchtlinge dann den größeren Städten und Landkreisen zur Aufnahme 

zu. Hier vor Ort ist der Landkreis Emsland für die Verteilung der vom Land Niedersachsen zuge-

wiesenen Flüchtlinge auf die 19 Mitgliedsgemeinden zuständig. Der Landkreis ist auch örtlich zu-

ständiger Träger der Aufgaben/Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und 

Sitz der Ausländerbehörde. 
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Die Stadt Meppen hat in den Jahren 2014 bis 2018 insgesamt 961 Flüchtlinge aufgenommen und 

damit das vom Landkreis Emsland zugewiesene Aufnahmekontingent deutlich übererfüllt. Bis Ende 

2019 werden uns keine weiteren Flüchtlinge mehr zugewiesen. 

 

20 Asylbewerber (Stand August 2019) zählen bereits auf die erst ab 2020 geltende neue Aufnah-

mequote. Damit unterscheidet sich Meppen von anderen Mitgliedsgemeinden des Landkreises Ems-

land, die teilweise noch erhebliche Restkontingente aufzunehmen haben. 

 

Die Flüchtlinge wurden über das Stadtgebiet verteilt in aktuell 122 Wohnungen dezentral unterge-

bracht. Meppen befindet sich im Hinblick auf die Integration der Flüchtlinge auf einem sehr guten 

Weg. In den vergangenen Jahren wurden verschiedenste Maßnahmen und Förderungen zur Integra-

tion der Flüchtlinge vom Stadtrat beschlossen (z. B. Einrichtung und lfd. Unterhaltung der Begeg-

nungsstätte Café International, Besetzung der Stelle einer Integrationsbeauftragten, Hausmeister-

dienste für die städtischen Unterkünfte, Einstellung eines Sozialarbeiters, laufende Zuschüsse an die 

in der Flüchtlingssozialarbeit aktiven Wohlfahrtsverbände, Sprachförderungen in Kitas und Schu-

len, Aktionsprogramme im JAM, Fahrradwerkstatt auf dem Kossehof, Fest der Kulturen, etc.). 

Auch durch den beispielhaften Einsatz der vielen ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer und die gute 

Zusammenarbeit mit den Wohlfahrtsverbänden kann den Flüchtlingen in Meppen für fast jede Be-

darfslage ein Hilfsangebot aufgezeigt werden.  

 

Im Hinblick auf die eventuell entstehenden Kosten ist zu bedenken, dass für zusätzliche Flüchtlinge 

auch Kita- u. Schulplätze geschaffen werden müssen und der Wohnraumbedarf, insbesondere im 

Bereich des angespannten sozialen Wohnungsmarktes, steigt. Die Aufwendungen für den laufenden 

Lebensunterhalt einschließlich des Unterkunftsbedarfes können hingegen über die sozialen Siche-

rungssysteme (AsylbLG und SGB II) abgerechnet werden, sofern der Bund bzw. das Land nicht die 

Abgabe eine Verpflichtungserklärung nach § 68 AufenthG (vollständige Kostenübernahme durch 

den Verpflichtungsgeber für die Dauer von 5 Jahren) für ein zusätzliches Aufnahmeprogramm for-

dert. 

 

In der Vergangenheit gab es in Deutschland bereits verschiedene Aufnahmeprogramme (z. B. aus 

humanitären Gründen) die jedoch allesamt der Bundes- u. Landesgesetzgebung unterliegen. Laut 

Internetrecherche wurde die Thematik „Seebrücke – schafft sichere Häfen“ in mehreren Städten 

Niedersachsens sehr kontrovers diskutiert und emotional beraten (z. B. in Celle, Hannover, Altdorf 

und auch der Nachbarstadt Lingen). Bislang sind in Niedersachsen 16 Kommunen dem Bündnis 

beigetreten. Eine notwendige Reform der gemeinsamen Europäischen Asylpolitik ist weiterhin 

nicht in Sicht. Es gibt insbesondere bei der Reform des Dublin-Systems (verantwortlich für das 

Asylverfahren ist der Staat, in dem Flüchtlinge die EU betreten) und der Frage, wie Flüchtlinge 

innerhalb der EU gerecht verteilt werden können, keine Einigung. 

 

Herr Wahmes teilt mit, dass der folgende Beschlussvorschlag in der Sitzung des Sozialausschusses 

am 03.09.2019 und in der Sitzung des Verwaltungsausschusses am 05.09.2019 einstimmig gefasst 

wurde. Die Verwaltung empfiehlt, dass auch der Rat der Stadt Meppen diesem Beschlussvorschlag 

folgen möge. 
 

1. Der Rat der Stadt Meppen appelliert an die Bundesregierung, sich weiterhin und verstärkt 

für die Rettung der Menschen auf dem Mittelmeer sowie für eine Bekämpfung der Fluchtur-

sachen einzusetzen. 

 

2. Um darüber hinaus ein klares Zeichen der Menschlichkeit und Offenheit unserer Stadt und 

ihrer Menschen zu setzen, deklariert der Rat die Stadt Meppen als „sicheren Hafen“. Die 
Stadt nimmt im Rahmen ihrer Möglichkeiten Geflüchtete auf. 
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3. Die aktive Behinderung der Arbeit der Seenotrettung durch europäische Staaten muss um-

gehend beendet werden. 

 

4. Die europäische Staatengemeinschaft muss ihrer Verantwortung bei der aktiven Seenotret-

tung gerecht werden und darf sich nicht auf die Arbeit Dritter verlassen oder den Tod von 

Menschen in Kauf nehmen. 

 

5. Unabhängig von den verschiedenen Positionen zur Asyl- und Migrationspolitik, die in die-

sem Rat vertreten sind, bekennen wir uns klar zum Menschenrecht auf Leben und körperli-

che Unversehrtheit. Abschottung und somit den Tod unschuldiger Menschen billigend in 

Kauf zu nehmen ist kein legitimes politisches Mittel. 

 

6. Der Rat der Stadt Meppen ist bereit, Geflüchteten im Rahmen der kommunalen Möglichkei-

ten Obdach und Hilfe zu gewähren; dieses gilt auch für in Seenot Geratene. Für die Vertei-

lung und Unterbringung von aus Seenot geretteten Menschen muss die Bundesregierung 

eindeutige Regelungen schaffen. 

 

Herr Schwering hebt die in Meppen ausgeübte Flüchtlingsarbeit positiv hervor und spricht seinen 

Dank an alle daran Beteiligten aus. Dem Antrag der Grünen zu folgen könne nur richtig sein, da 

auch außerhalb Meppens, hier besonders im Hinblick auf das Mittelmeer, Unterstützung geleistet 

werden müsse. 

 

Frau Kötter appelliert, dass die Fluchtursachen bekämpft werden müssen. Mit dem Bekenntnis zur 

Unterstützung der Initiative Seebrücke werde zum Ausdruck gebracht, dass die Meppenerinnen und 

Meppener bereit und in der Lage sind, den flüchtenden Menschen die erforderliche Hilfe entgegen-

zubringen. 

 

Frau Oestreicher bezeichnet es auch als Ausdruck des Christlichen Weltbildes, Not leidenden Men-

schen Hilfe zu leisten. Das Bekenntnis zur Unterstützung der Initiative Seebrücke sei ein wichtiges 

und richtiges Statement, welches es zu setzen gelte. 
 

Es wird beschlossen: 

36 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 


